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Das Bundeskabinett hat am 
2. März dem Bau der Magnet­

schwebebahn „Transrapid“ zwi­
schen Hamburg und Berlin bis zum 
Jahre 2005 zugestimmt. Damit soll 
ein Projekt realisiert werden, das wie 
kein anderes in den letzten Jahren 
auf eine weitgehende Skepsis stößt, 
der seitens seiner Befürworter bei 
Lichte betrachtet nur unrealistische 
Erwartungen und Visionen gegen­
überstehen.

Zu den Kritikern des Transrapid 
zählt auch der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesverkehrsministe­
rium, der kürzlich in einem zweiten 
Gutachten erneut nachdrücklich die 
Auffassung vertrat, daß dem Projekt 
im jetzigen Planungs- und Finanzie­
rungsstadium kein grünes Licht ge­
geben werden sollte. Zum einen 
seien bislang ähnlich schnell fah­
rende, aber weit preiswerter zu reali­
sierende Alternativen nicht geprüft 
worden, zum anderen sei die Beteili­
gung der Industrie an den Risiken 
nicht überzeugend geregelt worden.

Tatsächlich stellt der Transrapid 
eine Insellösung im deutschen Ei­
senbahnnetz dar, wobei seine Anbin­
dung an dieses Netz und damit ein 
Teil seiner Streckenkosten noch völ­
lig ungeklärt sind. Zu realisieren 
dürften bei den ausgewiesenen 
Fahrwegkosten von 5,6 Mrd. DM, 
von denen 3,2 Mrd. DM vom Bund 
und 2,4 Mrd. DM durch Unternehmen 
fremdfinanziert werden, nur Ziel-/ 
Endbahnhöfe des Transrapid außer­
halb der Innenstädte sein. Durch 
den dann notwendigen Ausbau der 
Infrastruktur für die Anbindung an 
das Streckennetz der Bundesbahn 
sowie an das innerstädtische Ver­
kehrssystem würden sich die Bau­
kosten beträchtlich erhöhen, wobei 
Bonn die Mehrkosten zu tragen 
hätte. Ohne Anbindung würde sich 
jedoch der Zeitvorteil des Trans­
rapid auf der Strecke Hamburg- 
Berlin von 20 Minuten gegenüber 
der kostengünstigeren Alternative 
ICE in einen Zeitnachteil umkeh­
ren.
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Die der Entscheidung für den 
Transrapid zugrundeliegenden W irt­
schaftlichkeitsberechnungen basie­
ren außerdem auf einem jährlichen 
Fahrgastaufkommen von 14,5 Mill. 
Passagieren; dies ist das Achtfache 
des heutigen Verkehrsaufkommens 
im Bahn- und Luftverkehr. Da diese 
optimistischen Fahrgastzahlen nicht 
realisiert werden dürften, ist mit ho­
hen Betriebsdefiziten zu rechnen. 
Diese würden ebenfalls zum Teil zu 
Lasten des Steuerzahlers gehen. Die 
Schätzungen des Fahrgastaufkom­
mens basieren weiter auf der An­
nahme, daß ein hoher Anteil der Pas­
sagiere von der Bahn zum Trans­
rapid abwandert. Die Folge wären 
Einnahmeeinbußen der gerade 
privatisierten Eisenbahn auf der 
Strecke Hamburg-Berlin.

Die Befürworter des Transrapid 
weisen auf die Schaffung von Ar­
beitsplätzen insbesondere in der 
Bauphase, auf die Exportchancen 
für das System und auf die positiven 
Folgewirkungen seiner Realisierung 
für den Technologiestandort 
Deutschland hin. Gern wird der Ver­
gleich mit dem Bau der ersten Eisen­

bahnlinie zwischen Nürnberg und 
Fürth gezogen, und die Kritiker des 
Transrapid werden als kleinliche Be­
denkenträger charakterisiert, die 
dem technologischen Aufbruch des 
Standortes Bundesrepublik in das 
nächste Jahrhundert im Wege 
ständen.

Doch diese Argumente vermögen 
nicht zu überzeugen. So schafft nicht 
nur der Bau des Transrapid, son­
dern jegliche investive Tätigkeit des 
Staates Arbeitsplätze. Was die Ex- 
portchancen des Systems betrifft, so 
wären, wenn überhaupt im Ausland 
eine Nachfrage nach dieser Techno­
logie bestehen sollte, diese sicher­
lich durch Finanzierungszuschüsse 
zu einer Transrapidstrecke im Aus­
land nachhaltiger zu verbessern als 
durch den Betrieb einer wohl defizi­
tären und unzureichend vernetzten 
Strecke im Inland. All dies ist zu er­
reichen, ohne daß der Staat der 
Höhe nach nicht bekannte Haus­
haltsrisiken eingeht. Auch dürften im 
Falle eines Exports weniger Arbeits­
plätze als allgemein entartet bei den 
Herstellern gesichert werden, da 
jeder mögliche Käufer auf den weit­
gehenden Eigenbau des Systems 
bestehen dürfte.

Zu den Technologien des kom­
menden Jahrhunderts wird die 
Magnetschwebebahn sicher nicht 
zählen. Will der Staat auf dem Gebiet 
der Technologiepolitik tatsächlich 
und nicht nur symbolisch etwas be­
wegen, so müßte er von seiner ge­
genwärtigen Politik der Kürzung der 
Grundlagenforschung abgehen, ver­
stärkt Innovationen in ihrer gesam­
ten Breite fördern und die bestehen­
den Hemmnisse auf diesem Gebiet 
weiter abbauen. Freilich sind auf 
diesem Wege weder kurzfristige Er­
folge zu erzielen, noch kann solch 
eine Politik ohne weiteres wähler­
wirksam als entschlossenes techno­
logiepolitisches Handeln deklariert 
werden. Und hier scheint im Super­
wahljahr 1994 der eigentliche Grund 
für die Bonner Entscheidung für den 
Bau des Transrapid zu liegen.
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